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Die VBE Länder Akade-
mie ist ein Gemein-
schaftsprojekt mehre-
rer Landesverbände 
des VBE 

Unter dem Motto 
„Gemeinsam mehr errei-
chen“ bieten wir hier neben 
länderspezifischen Veran-
staltungen (Präsenz + Onli-
ne), länderübergreifende 
Webinare rund um den beruflichen Alltag von Pädagoginnen und Pädagogen in der Primarstufe sowie 
der Sekundarstufe I und II an. Unser Ziel ist es Sie bei den vielfältigen Herausforderungen des schuli-
schen Alltags sowie während der Ausbildungsphase bestmöglich zu unterstützen. Die öffentlichen Ver-
anstaltungen stehen allen Kolleginnen und Kollegen zur Teilnahme frei.  

https://www.vbe.berlin/aktuelles/news/die-vbe-laender-akademie/   

 

Mutiges Miteinander statt Monolog 

 

Anlässlich der Pressekonferenz von Mitgliedern der Kultusministerkonferenz und deren Präsidentin, 
Katharina Günther-Wünsch, zur Frage eines Digitalpakts 2.0 und einer Übergangsfinanzierung zwi-
schen den Digitalpakten, stellt der Bundesvorsitzende des Verbandes Bildung und Erziehung (VBE), 
Gerhard Brand, fest: 

„Schon lange tritt der VBE dafür ein, dass die Digitalisierung in den Schulen auch durch einen weite-
ren Digitalpakt mitfinanziert wird. Längst sind nicht alle Schulen mit der notwendigen Infrastruktur 
ausgestattet. Unsere repräsentative forsa-Umfrage aus dem Herbst 2022 zeigte: Noch immer gibt es 
in einem Drittel der Schulen nicht in allen Klassen- und Fachräumen Zugang zu Breitbandinternet 
und WLAN. An ebenfalls einem Drittel der Schulen muss der technische Support ohne personelle 
Ressourcen oder externe Unterstützung sichergestellt werden. Zudem beobachten wir kaum Zu-
wächse bei der Wahrnehmung von Fortbildungen, da es schlicht keine Zeit gibt, diese zu besuchen. 
Der Lehrkräftemangel frisst die Digitalisierung.“ 

 

Momentan gibt es noch keine endgültigen Aussagen zum Digitalpakt oder einer Übergangsfinanzie-
rung, wenngleich die Bundesbildungsministerin, Bettina Stark-Watzinger, bemüht und engagiert 
scheint. Es bleibt jedoch ungewiss, inwieweit sie sich dem Spardiktat der Bundesregierung entge-
genstellen kann. Sicher ist: Die Kürzung oder Streichung von Bundesmitteln ginge vor allem zu Un-
gunsten finanzschwacher Kommunen, so Brand. Deshalb weist er auf folgendes hin: „Die Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse ist im Grundgesetz verankert. Bundesmittel sollen genau da-
für eingesetzt werden. Damit nicht nur finanzstarke Kommunen ihre Schulen gut ausstatten können, 
sondern es allen möglich ist.“ 


